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1. Instanz

Aktenzeichen S 13 R 888/15
Datum 27.06.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 R 457/18
Datum -

3. Instanz

Datum -

I. Die Klage wird abgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist ein Anspruch des KlÃ¤gers auf Altersrente fÃ¼r
besonders langjÃ¤hrig Versicherte anstelle einer Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrig
Versicherte ab dem 01.07.2015 streitig. FÃ¼r den am 1952 in R. geborenen
KlÃ¤ger, der die deutsche StaatsangehÃ¶rigkeit besitzt und am 1987 nach
Deutschland zugezogen ist, sind im Versicherungskonto bei der Beklagten
Versicherungszeiten seit dem 08.06.1969 (Fachschulausbildung) gespeichert. Bis
31.01.2012 (ab 01.07.2009 in Altersteilzeit) war er bei der Firma M. und nach deren
Insolvenz in der P. GmbH beschÃ¤ftigt. Diese wurde zum 31.10.2012 geschlossen.
AnschlieÃ�end war der KlÃ¤ger ab 01.11.2012 arbeitslos gemeldet bzw.
arbeitsunfÃ¤hig. Auf seinen KontenklÃ¤rungsantrag wurde dem KlÃ¤ger von der
Beklagten mit Auskunft vom 23.02.2015 mitgeteilt, dass die Zeit der
Arbeitslosigkeit auf die Wartezeit von 45 Jahren angerechnet werde. Auf erneute
Beantragung einer Rentenauskunft teilte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit, dass
Arbeitslosigkeit nach BeschÃ¤ftigung in einer Auffanggesellschaft nicht zu den 45
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Jahren Wartezeit zÃ¤hle. Die Zeit ab 05.08.2014 (nach Krankengeldbezug) kÃ¶nne
daher nicht auf die 45 Jahre angerechnet werden. Ob die bisherige Feststellung
berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nne, werde noch geprÃ¼ft. Auf Nachfrage des KlÃ¤gers
durch seinen BevollmÃ¤chtigten teilte die Beklagte mit Schreiben vom 23.03.2015
mit, dass im Feststellungsbescheid vom 03.12.2014 keine verbindliche Aussage
Ã¼ber die Anrechnung und Bewertung von Zeiten getroffen worden sei. Die Zeit der
Arbeitslosigkeit nach Ende der BeschÃ¤ftigung in der Auffanggesellschaft wÃ¼rde
nicht zur Wartezeit von 45 Jahren gemÃ¤Ã� Â§ 51 Abs. 3a Nr. 2 Sechstes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB VI) zÃ¤hlen. Auf seinen zwischenzeitlich gestellten Antrag
vom 06.03.2015 gewÃ¤hrte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit Bescheid vom
15.05.2015 Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrig Versicherte nach Â§Â§ 36, 236 SGB VI ab
dem 01.07.2015 mit einem Abschlag des Zugangsfaktors um 0,090 fÃ¼r eine
vorzeitige Inanspruchnahme um 30 Kalendermonate. Hiergegen legte der KlÃ¤ger
mit Schreiben seines BevollmÃ¤chtigten vom 15.06.2015 Widerspruch ein, mit dem
Antrag, den Bescheid vom 15.05.2015 abzuÃ¤ndern und dem KlÃ¤ger ab
01.07.2015 Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig Versicherte zu bewilligen. Nach
dem Versicherungsverlauf seien 541 Beitragsmonate zu berÃ¼cksichtigen. Die Zeit
der Arbeitslosigkeit nach Ende der BeschÃ¤ftigung in der Auffanggesellschaft sei
zur Wartezeit gemÃ¤Ã� Â§ 51 Abs. 3a Nr. 3, 2. Halbsatz SGB VI anzurechnen, weil
die Arbeitslosigkeit des KlÃ¤gers auf der Insolvenz der Firma M. beruhe. Die
zwischenzeitliche BeschÃ¤ftigung in der Auffanggesellschaft Ã¤ndere daran nichts.
Mit streitigem Bescheid vom 24.06.2015 lehnte die Beklagte anschlieÃ�end die mit
Antragstellung am 06.03.2015 vom KlÃ¤ger ebenfalls beantragte Altersrente fÃ¼r
besonders langjÃ¤hrig Versicherte nach Â§ 236b SGB VI ab. Die hierfÃ¼r
erforderliche Mindestversicherungszeit von 45 Jahren (540 Monate) sei nicht
erfÃ¼llt, da das Versicherungskonto nur 527 Wartezeitmonate enthalte. Nicht
angerechnet werde u.a. die Zeit des Bezugs von Entgeltersatzleistungen der
ArbeitsfÃ¶rderung in den letzten zwei Jahren vor Rentenbeginn, es sei denn, der
Leistungsbezug sei durch eine Insolvenz oder eine vollstÃ¤ndige GeschÃ¤ftsaufgabe
des Arbeitgebers bedingt. Hiergegen legte der KlÃ¤ger mit Schreiben seines
BevollmÃ¤chtigten vom 15.07.2015 Widerspruch ein. Mit Widerspruchsbescheid
vom 03.08.2015 wies die Beklagte den Widerspruch zurÃ¼ck. Die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r einen Anspruch auf Altersrente
fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig Versicherte seien nicht erfÃ¼llt, da nur 527 statt der
benÃ¶tigten 540 anrechenbaren Kalendermonate vorliegen wÃ¼rden. Zeiten der
Arbeitslosigkeit nach der BeschÃ¤ftigung in einer Transfergesellschaft kÃ¶nnten in
den letzten zwei Jahren vor Rentenbeginn nicht berÃ¼cksichtigt werden. Mit
Schreiben seines BevollmÃ¤chtigten vom 07.09.2015 hat der KlÃ¤ger hiergegen
Klage zum Sozialgericht Augsburg erhoben. Die in den zwei Jahren vor Beginn der
Altersrente vom KlÃ¤ger bezogenen Entgeltersatzleistungen der Bundesagentur
fÃ¼r Arbeit seien zu berÃ¼cksichtigen, weil sie unmittelbar auf die Insolvenz der
Firma M. zurÃ¼ckzufÃ¼hren seien. Die zwischenzeitliche BeschÃ¤ftigung in der
Auffanggesellschaft Ã¤ndere daran nichts. Diese habe die Arbeitslosigkeit nicht
beendet. Ohne die Insolvenz wÃ¤re der KlÃ¤ger weder in eine Auffanggesellschaft
Ã¼berfÃ¼hrt worden noch danach arbeitslos gewesen. Die Beklagte wies in ihrer
Klageerwiderung darauf hin, dass der KlÃ¤ger einen Aufhebungsvertrag
geschlossen habe und in eine Transfergesellschaft Ã¼bernommen worden sei. Eine
anschlieÃ�ende Zeit der Arbeitslosigkeit kÃ¶nne daher nicht bei der 45-jÃ¤hrigen
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Wartezeit berÃ¼cksichtigt werden. Da die RentenversicherungstrÃ¤ger entschieden
hÃ¤tten, zur KlÃ¤rung der VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit von Â§ 51 Abs. 3a Satz 1 Nr. 3
Halbsatz 2 SGB VI Musterstreitverfahren zu fÃ¼hren, bestÃ¼nde EinverstÃ¤ndnis
mit einem Ruhen des Verfahrens. Hiermit erklÃ¤rte sich der BevollmÃ¤chtigte des
KlÃ¤gers nicht einverstanden, da die anhÃ¤ngigen Musterverfahren lediglich die
Frage betreffen wÃ¼rden, ob jede Form von Arbeitslosigkeit, unabhÃ¤ngig von
einer eventuellen Insolvenz des Arbeitgebers, anzuerkennen sei. Er wies darauf hin,
dass von seinem Bruder unter dem Az.: S 18 R 655/15 ein paralleles Verfahren mit
teilweise identischem Sachverhalt anhÃ¤ngig gemacht worden sei. AnschlieÃ�end
teilte die Deutsche Rentenversicherung (DRV) Bund mit, von der Beklagten zur
FortfÃ¼hrung des Verfahrens bevollmÃ¤chtigt worden zu sein. Weitere Verfahren
seien am Sozialgericht Augsburg zu den Az.: S 2 R 1153/15 und S 9 R 62/15
anhÃ¤ngig. Im Zeitraum vom 01.07.2013 bis 30.06.2015 seien keine
Wartezeitmonate als rentenrechtliche Zeit im Sinne von Â§ 51 Abs. 3a Satz 1 Nr. 3
Buchstabe a SGB VI zu berÃ¼cksichtigen. Der KlÃ¤ger sei zuletzt bis 31.01.2012 bei
der Firma M. beschÃ¤ftigt gewesen, die am 25.11.2011 Antrag auf ErÃ¶ffnung eines
Insolvenzverfahrens gestellt habe. Aufgrund Vertrages vom 01.02.2012 beendete
dieser einvernehmlich aus betriebsbedingten GrÃ¼nden das ArbeitsverhÃ¤ltnis und
wechselte zur Transfergesellschaft in ein befristetes ArbeitsverhÃ¤ltnis vom
01.02.2012 bis 31.10.2012. Zwar stehe Â§ 34 Abs. 4 Nr. 3 SGB VI dem Wechsel in
eine andere Altersrente nicht entgegen. Allerdings sei die Wartezeit von 45 Jahren
fÃ¼r die begehrte Altersrente nicht erfÃ¼llt. AnzuknÃ¼pfen sei an die Beendigung
des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses mit der Transfergesellschaft, nicht aber an die
Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses mit dem vorangehenden
Arbeitgeber. Eine vollstÃ¤ndige GeschÃ¤ftsaufgabe der Firma M. habe nicht
vorgelegen. Der KlÃ¤ger sei freiwillig aufgrund vertraglicher Vereinbarung in die
Transfergesellschaft gewechselt, die eingesetzt worden sei, um Personal
abzubauen. Arbeitgeber sei dabei die Transfergesellschaft, so dass die Zeit des
Bezugs von Transferkurzarbeitergeld eine Pflichtbeitragszeit darstelle und auf die
Wartezeit von 45 Jahren angerechnet werde. Der anschlieÃ�ende Bezug von
Arbeitslosengeld sei daher nicht durch Insolvenz oder vollstÃ¤ndige
GeschÃ¤ftsaufgabe des Arbeitgebers bedingt. Somit fehle es an der notwendigen
KausalitÃ¤t zwischen BeschÃ¤ftigungsaufgabe durch Insolvenz und dem Bezug von
Arbeitslosengeld. Da eine weitergehende HÃ¤rtefallregelung durch den Gesetzgeber
nicht vorgesehen sei, komme auch eine verfassungskonforme Auslegung bzw.
Analogie nicht in Betracht. Der Gesetzgeber habe die Ausnahmen von der
"rollierenden Stichtagsregelung" nur auf wenige, klar abgrenzbar definierte FÃ¤lle
begrenzen wollen. Verfassungsrechtliche ErwÃ¤gungen fÃ¼hrten zu keinem
VerstoÃ� gegen den allgemeinen Gleichheitssatz nach Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz
(GG). Bei der Differenzierung nach dem fÃ¼r die Arbeitslosigkeit ursÃ¤chlichen
BeschÃ¤ftigungsende habe sich der Gesetzgeber von sachgerechten ErwÃ¤gungen
leiten lassen. Dies betreffe auch die zweijÃ¤hrige Ausschlussfrist bei der
HÃ¤rtefallregelung. Im Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen
Bundestages werde ein VerstoÃ� gegen den allgemeinen Gleichheitssatz vertreten.
Dieser Auffassung sei in der Literatur sowie in zahlreichen sozialgerichtlichen
Entscheidungen entgegengetreten worden. Einen zwischenzeitlich gestellten
Ã�berprÃ¼fungsantrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 1 Zehntes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB X) vom 18.01.2017 wegen der Anrechnung der in R. nach
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dem Fremdrentengesetz (FRG) anerkannten Versicherungszeiten zu 6/6 statt zu 5/6
lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 19.09.2017 bindend ab. Der
BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers beantragt, die Beklagte zu verurteilen, dem KlÃ¤ger
in AbÃ¤nderung des Bescheids vom 24.06.2015 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 03.08.2015 und unter AbÃ¤nderung des Bescheids
vom 15.05.2015 ab 01.07.2015 Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig Versicherte
zu gewÃ¤hren. Die BevollmÃ¤chtigte der Beklagten beantragt, die Klage
abzuweisen. Wegen der Einzelheiten wird im Ã�brigen auf die Verwaltungsakte der
Beklagten sowie die Gerichtsakte, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung
gewesen sind, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Sozialgericht Augsburg ist das fÃ¼r die Entscheidung sachlich und Ã¶rtlich
zustÃ¤ndige Gericht (Â§Â§ 51 Abs. 1 Nr. 1, 57 Abs. 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz â��
SGG -). Die Klage wurde gemÃ¤Ã� Â§Â§ 87, 90, 92 SGG form- und fristgerecht
erhoben. Die im Ã�brigen zulÃ¤ssige Klage ist aber nicht begrÃ¼ndet. Die
ergangenen Bescheide der Beklagten verletzen den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten
(Â§ 54 Abs. 2 SGG), da sie rechtmÃ¤Ã�ig sind. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger zu
Recht Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrig Versicherte ab 01.07.2015 bewilligt und die
Zahlung einer Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig Versicherte abgelehnt, da die
hierfÃ¼r erforderliche Wartezeit nicht erfÃ¼llt ist. Der GewÃ¤hrung einer
Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig Versicherte anstelle der von der Beklagten
bewilligten Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrig Versicherte steht die Vorschrift des Â§ 34
Abs. 4 Nr. 3 SGB VI nicht bereits entgegen. Nach dieser gesetzlichen Regelung ist
zwar nach bindender Bewilligung einer Rente wegen Alters der Wechsel in eine
andere Rente wegen Alters ausgeschlossen, dies jedoch nicht in den FÃ¤llen, in
denen wie im vorliegenden Fall bei Rentenantragstellung gleichzeitig zwei
Altersrenten beantragt wurden. Allerdings sind nach Ã�berzeugung des Gerichts
unter BerÃ¼cksichtigung des konkreten Sachverhalts die gesetzlichen
Voraussetzungen fÃ¼r eine Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig Versicherte
gemÃ¤Ã� Â§ 236b SGB VI beim KlÃ¤ger nicht erfÃ¼llt. Â§ 236b SGB VI ist durch Art.
1 Nr. 8 des Gesetzes Ã¼ber Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen
Rentenversicherung (RV-Leistungsverbesserungsgesetz) vom 23.06.2014 (BGBl. I S.
787) mit Wirkung zum 01.07.2014 (vgl. Art. 4 Abs. 1 des Gesetzes) in das SGB VI
eingefÃ¼gt worden. Nach Absatz 1 dieser Vorschrift haben Versicherte, die vor dem
01.01.1964 geboren sind, frÃ¼hestens Anspruch auf Altersrente fÃ¼r besonders
langjÃ¤hrig Versicherte, wenn sie 1. das 63. Lebensjahr vollendet und 2. die
Wartezeit von 45 Jahren erfÃ¼llt haben.

Das Gericht stimmt mit der Auffassung der Beklagten Ã¼berein und macht sich
diese zu Eigen, dass der KlÃ¤ger zum Zeitpunkt des beantragten Rentenbeginns am
01.07.2015 mit Vollendung des 63. Lebensjahres die Wartezeit von 45 Jahren (540
Monate) nicht erfÃ¼llt. Es liegen lediglich 527 berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hige
Wartezeitmonate vor. Auf die Wartezeit von 45 Jahren werden nach Â§ 51 Abs. 3a
SGB VI Kalendermonate angerechnet mit 1. PflichtbeitrÃ¤gen fÃ¼r eine versicherte
BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit, 2. BerÃ¼cksichtigungszeiten, 3. Zeiten des Bezugs
von a) Entgeltersatzleistungen der ArbeitsfÃ¶rderung, b) Leistungen bei Krankheit
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und c) Ã�bergangsgeld, soweit sie Pflichtbeitragszeiten oder Anrechnungszeiten
sind; dabei werden Zeiten nach Buchstabe a) in den letzten zwei Jahren vor
Rentenbeginn nicht berÃ¼cksichtigt, es sei denn, der Bezug von
Entgeltersatzleistungen der ArbeitsfÃ¶rderung ist durch eine Insolvenz oder
vollstÃ¤ndige GeschÃ¤ftsaufgabe des Arbeitgebers bedingt. Die im
Versicherungskonto des KlÃ¤gers gespeicherten Beitragszeiten aufgrund des
Bezugs von Arbeitslosengeld in den letzten zwei Jahren vor dem beantragten
Rentenbeginn liegen in dem von der gesetzlichen Vorschrift des Â§ 51 Abs. 3a Satz
1 Nr. 3 Buchstabe a Halbsatz 2 SGB VI erfassten Zeitraum. Da dieser Zeitraum der
Arbeitslosigkeit weder durch eine Insolvenz noch eine vollstÃ¤ndige
GeschÃ¤ftsaufgabe des Arbeitgebers bedingt ist, kÃ¶nnen die Beitragszeiten
aufgrund des Bezugs von Arbeitslosengeld fÃ¼r die Berechnung der Wartezeit von
45 Jahren nicht in Ansatz gebracht werden. Somit weist das Versicherungskonto des
KlÃ¤gers lediglich 527 Wartezeitmonate und nicht die fÃ¼r einen Anspruch auf
Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig Versicherte erforderlichen 540
Wartezeitmonate auf. Ein Fall der (RÃ¼ck-)Ausnahme von der gesetzlichen
Regelung, dass Entgeltersatzleistungen der ArbeitsfÃ¶rderung in den letzten zwei
Jahren vor Rentenbeginn nicht berÃ¼cksichtigt werden, es sei denn, deren Bezug
ist durch eine Insolvenz oder vollstÃ¤ndige GeschÃ¤ftsaufgabe des Arbeitgebers
bedingt (Â§ 51 Abs. 3a Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a Halbsatz 2 SGB VI), liegt beim
KlÃ¤ger nicht vor. Das Gericht schlieÃ�t sich der Auffassung der Beklagten an, dass
der KlÃ¤ger freiwillig mit seinem Arbeitgeber, der Firma M., zum 31.01.2012 einen
Aufhebungsvertrag zur Vermeidung einer ansonsten drohenden betriebsbedingten
KÃ¼ndigung geschlossen hat und anschlieÃ�end ein von vorneherein befristetes
ArbeitsverhÃ¤ltnis in der Transfergesellschaft P. vom 01.02.2012 bis 31.10.2012
eingegangen ist. Die Beendigung eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses durch
Aufhebungsvertrag mit der Konsequenz eines freiwilligen Arbeitsplatzverlustes wird
nicht vom Wortlaut der gesetzlichen (RÃ¼ck-)Ausnahme erfasst. Damit ist die
Insolvenz seines frÃ¼heren Arbeitgebers nicht kausal fÃ¼r die nach Beendigung
des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses bei der Transfergesellschaft eingetretene Zeit
der Arbeitslosigkeit mit Bezug von Entgeltersatzleistungen der Agentur fÃ¼r Arbeit.
Dies ergibt sich zum einen aus dem Willen des Gesetzgebers, der nach der
GesetzesbegrÃ¼ndung die Ausschlussfrist von zwei Jahren vor Rentenbeginn
gerade in der Absicht geschaffen hat, "Fehlanreize" zu vermeiden, die sich aus der
Anrechnung von Zeiten des Bezugs von Entgeltersatzleistungen der
ArbeitsfÃ¶rderung auf die Wartezeit von 45 Jahren bei der Altersrente fÃ¼r
besonders langjÃ¤hrig Versicherte ergeben kÃ¶nnten. Lediglich zur Vermeidung von
"HÃ¤rtefÃ¤llen" sollten entsprechende Zeiten in den zwei Jahren vor Rentenbeginn
BerÃ¼cksichtigung finden kÃ¶nnen, wenn sie durch "Insolvenz oder vollstÃ¤ndige
GeschÃ¤ftsaufgabe des Arbeitgebers" bedingt sind (vgl. BT-Drs. 18/1489 vom
21.05.2014, S. 26). Bei einem freiwilligen Arbeitsplatzverlust durch Abschluss eines
Aufhebungsvertrages liegt ein solcher Fall gerade nicht vor. Der KlÃ¤ger hat sich
vielmehr mit dem Abschluss eines Aufhebungsvertrages und anschlieÃ�ende
BeschÃ¤ftigung in der Transfergesellschaft, die als Projekt- und
Trainingsgesellschaft die satzungsmÃ¤Ã�ige Aufgabe verfolgte, den in
Transferkurzarbeit befindlichen Arbeitnehmern eine arbeitsmarktpolitisch sinnvolle
Qualifizierung zu ermÃ¶glichen und eine Vermittlung in neue
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse zu begÃ¼nstigen, versprochen, einen neuen

                               5 / 6

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/51.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/51.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/51.html
https://dejure.org/Drucksachen/Bundestag/BT-Drs.%2018/1489


 

Arbeitsplatz zu erlangen und die sich aus der Insolvenz seines bisherigen
Arbeitgebers ergebenden Konsequenzen nicht mittragen zu mÃ¼ssen. FÃ¼r die
nach Ablauf des befristeten BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses bei der
Transfergesellschaft eingetretene Arbeitslosigkeit war daher nicht die Insolvenz
seines bisherigen Arbeitgebers ursÃ¤chlich, sondern vielmehr ein Scheitern der
BemÃ¼hungen der Transfergesellschaft, den KlÃ¤ger durch MaÃ�nahmen der
VermittlungsunterstÃ¼tzung und beruflichen Qualifizierung wieder in den
Arbeitsmarkt einzugliedern. Ein VerstoÃ� der gesetzlichen Regelung des Â§ 51 Abs.
3a SGB VI gegen Verfassungsrecht, insbesondere gegen den Gleichheitssatz nach 
Art. 3 GG oder die Garantie des Eigentums nach Art. 14 GG liegt nicht vor. Im
Rahmen der verfassungsrechtlichen Grenzen seiner Gestaltungsfreiheit obliegt es
dem Gesetzgeber, zweckmÃ¤Ã�ige und gerechte LÃ¶sungen zu finden. Auch wurde
durch die zum 01.07.2014 mit der Regelung des Â§ 236b SGB VI eingefÃ¼hrte
Rentenart nicht in unantastbare Rechtspositionen eingegriffen, so dass ein VerstoÃ�
gegen die Eigentumsgarantie nicht in Betracht kommt. Auf die zur
VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit der Regelung des Â§ 51 Abs. 3a Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a
SGB VI ergangene Rechtsprechung (vgl. Urteil des Bundessozialgerichts â�� BSG
â�� vom 17.08.2017, Az.: B 5 R 8/16 R) wird verwiesen. Bei fehlender
AnerkennungsmÃ¶glichkeit von Anrechnungszeiten wegen Arbeitslosigkeit nach
Ende der BeschÃ¤ftigung in der Transfergesellschaft sind somit die Tatbestands-
voraussetzungen des Â§ 236b SGB VI nicht erfÃ¼llt. Zusammenfassend sind daher
die von der Beklagten erteilten Bescheide rechtmÃ¤Ã�ig, so dass die Klage als
unbegrÃ¼ndet abgewiesen werden musste. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§
193 SGG.

Erstellt am: 03.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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